
führt als jede Subordination. Dies gilt nicht
zuletzt deswegen, weil die Politik als ler-
nendes System ebenso auf Input durch die
Gesellschaft angewiesen ist wie diese auf
staatliche Steuerung. Und schließlich,
dass nur der konsequente Einsatz der Ins-
trumente des modernen Regierens die öf-
fentliche Verwaltung leistungsstark und
kostengünstig macht – und damit erst
tragbar für eine sich weitgehend selbst
steuernde Zivilgesellschaft. Im Rahmen
dieser neuen Aufgaben- und Zielbestim-
mungen spielen aus Sicht der Wirtschafts-
unternehmen die so genannten Selbstver-
pflichtungen eine zentrale Rolle.

In einer gemeinsamen Studie haben die
BASF und das Meinungsforschungsinsti-
tut EMNID die Elite der wirtschaftlichen
und politischen Entscheidungsträger da-
her nach ihren Einschätzungen zum
Thema Selbstverpflichtung befragt. Der
weit überwiegende Teil der Befragten
sieht in den Selbstverpflichtungen keinen
Rückzug des Staates, sondern staatliches
Regieren und politisches Agieren mit an-
deren Mitteln. Offensichtlich schwächt
der zunehmende Einsatz von Selbstver-
pflichtungen die politisch Verantwort-
lichen nicht, sondern eröffnet ihnen aus
Sicht der Entscheidungsträger sogar wei-
ter reichenden Einfluss. Rund siebzig Pro-
zent der Befragten schätzen dies so ein.
Hingegen sehen nur rund dreißig Prozent
in dem Einsatz von Selbstverpflichtungen
die Politik auf dem Rückzug.

Die Medien und die Politik vermuten
im Hinblick auf die Motive der Wirtschaft
zu rund neunzig Prozent, dass sie vor

Bei der Gestaltung der immer komplexe-
ren technologischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Ordnung hat die Politik auch
die eigenen Aufgaben und Wirkungs-
kreise neu bestimmt und ihre Instru-
mente fortwährend modernisiert. Über
die hergebrachten politischen Ressorts hi-
naus, die seit jeher auch typisch sind für
die Bestimmung politischer Ziele und
Gegenstände, hat die moderne Politik seit
kurzem auch völlig neue Aufgabenzu-
sammenhänge verbindlich gemacht und
lenkt die Gesellschaft und die Wirtschaft
zu deren Erfüllung. Beispiele für diese an-
spruchsvollen, eher qualitativen Leitbil-
der sind: die ökonomische, ökologische
und soziale Nachhaltigkeit, die Stabili-
tätskriterien der Haushaltsdisziplin oder
auch eine nach Art der Generationenbi-
lanz quantifizierbare Gerechtigkeit. Zu-
sammen mit diesen komplexeren Aufga-
ben beziehungsweise Clustern von
Handlungszielen wurden auch neuartige
Instrumente erforderlich. Regulierungen
und andere traditionelle staatliche Werk-
zeuge wurden durch vielfältige neue An-
sätze ergänzt oder abgelöst.

Der neue Kanon des politischen Han-
delns ist dabei auf drei Werte bezie-
hungsweise Grundüberzeugungen zu-
rückzuführen. Erstens, dass die Gesell-
schaft zur Lösung auch öffentlicher Auf-
gaben aktiviert werden muss, also Rege-
lungen nicht nur empfängt, sondern diese
auch von ihr ausgehen. Zweitens, dass die
Partnerschaft von Zivilgesellschaft und
staatlichen Institutionen zu besseren poli-
tischen und gesetzgeberischen Lösungen
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allem jede weitere gesetzliche Regelung
vermeiden will und daher gern in den
sauren Apfel der Selbstverpflichtung
beißt. Ebenso stark, so vermuten die Ent-
scheidungsträger aus Wirtschaft und
Politik, werden die Wirtschaftsunterneh-
men durch die Hoffnung auf einen 
Imagegewinn geleitet, wenn sie sich auf
eine neue Selbstverpflichtung einlassen.

Weit auseinander liegen Politik und
Wirtschaft in ihren Einschätzungen, für
wen das Instrument der Selbstverpflich-
tung ein Entgegenkommen ist und für
wen es eine Belastung bedeutet. Die poli-
tischen Verantwortungsträger unterstel-
len zu 77 Prozent bei der Wirtschaft auch
den Beweggrund, durch Selbstverpflich-
tungen Kosten senken zu wollen. Für die
Wirtschaft selbst ist dieses Motiv jedoch
nicht so dominierend (66 Prozent). Sie
sieht sich durch Selbstverpflichtungen
weniger begünstigt als vielmehr in einer
starken gesellschaftspolitischen Verant-
wortung (92 Prozent). Die Politik aber
will der Wirtschaft dieses eher gemein-
wohlorientierte Motiv nur mit einem rela-
tiv geringen Umfragewert von 55 Prozent
attestieren.

Die Wirtschaft bevorzugt das Instru-
ment der Selbstverpflichtungen vor al-
lem, da es eine weitere Bürokratisierung
durch Gesetze vermeidet (96 Prozent)
und ein schnelleres Reagieren auf Prob-
leme und Regelungstatbestände erlaubt
(76 Prozent). Auch hier sind die politi-
schen Entscheidungsträger skeptischer.
Dass Selbstverpflichtungen einer weite-
ren Bürokratisierung entgegenwirken,
meinen nur 76 Prozent, und dass auf ge-
sellschaftliche Probleme durch Selbstver-
pflichtungen schneller reagiert werden
könne, gar nur 55 Prozent der Befragten.

Mit großem Abstand wird die Um-
weltpolitik als Hauptanwendungsfeld für
Selbstverpflichtungen identifiziert (52
Prozent – siehe Grafik). Demgegenüber
fallen die Werte für die danach genannten
Politikfelder, Schaffung und der Erhalt

von Arbeitsplätzen (siebzehn Prozent)
oder die Sozialpolitik (sechzehn Prozent),
deutlich ab. Arbeitsschutzmaßnahmen
(zehn Prozent), die Einführung von Qua-
litätsstandards (sieben Prozent) und der
Bereich Gentechnik (sieben Prozent) wer-
den so selten genannt, dass der Einsatz von
Selbstverpflichtungen in diesem Bereich
praktisch ausscheiden dürfte. Auf gestal-
tenden Feldern – wie etwa der Umwelt-
politik oder bei der Schaffung von Lehr-
stellen sowie der Sozialpolitik – werden
Selbstverpflichtungen eher akzeptiert als
auf jenen Feldern, in denen es um das Ein-
dämmen oder die Abwehr von Gefahren
geht, das heißt dort, wo der Staat in seiner
Ordnungsfunktion gefragt ist.

Entsprechend verhält es sich im Übri-
gen mit der Bekanntheit von tatsächlich
existierenden Selbstverpflichtungen. Am
bekanntesten sind jene aus den Bereichen
Umweltschutz (27 Prozent), Abfallpolitik
(25 Prozent) oder Klimaschutz (vierzehn
Prozent).

Besonders weit reichende Folgen haben
die Selbstverpflichtungen für das politi-
sche System. Ausgehend von einer positi-
ven Beurteilung dieses Instruments,
dringt die Wirtschaft, das heißt Unterneh-
men und Verbände, massiv auf einen Aus-
bau von Selbstverpflichtungen zum Er-
satz von gesetzlichen Regelungen. Dies
befürworten bei den Unternehmen und
den Verbänden jeweils rund 95 Prozent
der Befragten. Demgegenüber sind Parla-
ment und Regierung (fünfzig Prozent) 
sowie vor allem die Ministerialbeam-
ten (59 Prozent) eher daran interessiert, 
die Selbstverpflichtungen einzuschrän-
ken und zu klassischen Gesetzgebungsin-
strumenten zurückzukehren. Beide Seiten
haben übrigens guten Grund, sich in ihren
jeweiligen Einschätzungen auf das Bür-
gervotum zu berufen: Rund 38 Prozent 
der politischen und wirtschaftlichen Ent-
scheidungsträger sehen die Bürger eher 
an der Einschränkung von flexiblen Ins-
trumenten interessiert, rund 53 Prozent –
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also ein kleines Übergewicht – rechnen da-
mit, dass die Bürger den Ausbau von
Selbstverpflichtungen eher positiv beglei-
ten werden.

Wenn Selbstverpflichtungen an die
Stelle von staatlichen Normen treten, ver-
ändert sich auch der Kreis der an der „Ge-
setzgebung“ Beteiligten beziehungsweise
die Wichtigkeit und Bedeutung der rele-
vanten Gremien und Organe. In diesem
Entscheidungsprozess sehen die wirt-
schaftliche und die politische Elite die un-
abhängigen Sachverständigen mit fünfzig
Prozent als sehr wichtig an, das sind mehr
als Parlament und Regierung (41 Prozent).
Rechnet man die Antwortwerte „sehr
wichtig“ und „wichtig“ für die Experten
(85 Prozent) oder auch für die Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) (86 Prozent)
zusammen, liegen auch diese Werte über
denen von Parlament und Regierung 
(82 Prozent) und der Ministerien (78 Pro-

zent). Eine gewisse Entinstitutionalisie-
rung des politischen Verfahrens und die
Tendenz zur Expertendemokratie lassen
sich demnach nicht von der Hand wei-
sen. Dass das Instrument der Selbstver-
pflichtung in der Bedeutung zunimmt, ist
Symptom, aber auch Katalysator für die
beschleunigte Veränderung des verfas-
sungspolitischen Spektrums.

Während die Medien bei der normalen
Gesetzgebung eine wichtige Rolle ein-
nehmen, gehören sie mit Blick auf das Zu-
standekommen von Selbstverpflichtun-
gen eher zu den Nebendarstellern. Im-
merhin zwanzig Prozent der Befragten er-
warten, dass sich der Einfluss der Medien
leicht oder deutlich verringert. Doch noch
dramatischer ist der Gewichtsverlust der
NGOs. Die Befragten aus Politik und
Wirtschaft gehen zu 49 Prozent davon
aus, dass die Nichtregierungsorganisatio-
nen immer dann an Einfluss verlieren,
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In Prozent *

Umweltschutz

Schaffung und Erhaltung
von Arbeitsplätzen

Sozialer Bereich

Chancengleichheit,
Antidiskriminierung

Arbeitsschutzmaßnahmen

Einführung von
Qualitätsstandards

Gentechnik/Genforschung

* ohne Antwortvorgaben

Quelle: Government Relations Studie II 2001, BASF
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wenn sich Politik und Wirtschaft direkt
auf gemeinsame Ziele oder Selbstver-
pflichtungen verständigen. Warum Me-
dien und NGOs zu Zaungästen werden,
lässt sich nur vermuten. Möglicherweise
eignen sich nur solche Regelungen für
Selbstverpflichtungen, die ohnehin Ex-
pertenthemen sind und sich daher weni-
ger über eine öffentliche und strittige Be-
handlung legitimieren als durch fachliche
Exzellenz.

Betrachtet man die typischerweise Be-
teiligten am demokratischen Verfahren –
das heißt Parlamente, Ministerien und die
Regierungsspitze –, so führt der Einsatz
von Selbstverpflichtungen anstelle von
Gesetzen oder anderen Normen insge-
samt zu einem Rückgang an Einfluss. Am
heftigsten trifft er das Parlament. Achtzig
Prozent meinen, dass dessen Einfluss sich
leicht oder deutlich verringert, wenn
Selbstverpflichtungen geschlossen wer-
den. Bei den Ministerien sind es etwa 77
Prozent, die diesen Einflussrückgang
unterstellen, und mit Blick auf die Regie-
rung sind rund siebzig Prozent dieser An-
sicht. Wohlgemerkt heißt dies nicht, dass
die Bedeutung der Aufgaben oder Akti-
vitäten dieser Organe insgesamt bezwei-
felt wird. Vielmehr realisiert sich in den
Selbstverpflichtungen eine Art von Pri-
vatautonomie, sodass mit Blick auf den in
der Selbstverpflichtung geregelten As-
pekt der öffentliche Einfluss als Ganzes zu-
rückgeht – und damit selbstverständlich
auch der Einfluss der öffentlichen Politik.

Die befragten Entscheidungsträger aus
Politik und Wirtschaft haben auch klare
Einschätzungen zum Nutzenkalkül beim
Einsatz der Selbstverpflichtungen. 97 Pro-
zent der Befragten sehen in den an der
Selbstverpflichtung beteiligten Unterneh-
men auch ihre stärksten Nutznießer. Und
im direkten Vergleich zwischen Unter-
nehmen und Verbänden meinen 93 Pro-
zent, dass die Unternehmen mit der stärks-
ten Lobby profitieren werden. Dass dies
für Wirtschaftsverbände nur von rund 72

Prozent erwartet wird, zeigt, dass die
Wirtschaftsverbände in ihrem Einfluss
eher zurückgedrängt werden, sobald die
Pfade der normalen Gesetzgebung ver-
lassen werden und man sich auf den Weg
der Selbstverpflichtung begibt. Kehrt man
zum Ausgangspunkt zurück und macht
sich erneut bewusst, dass das Instrument
der Selbstverpflichtung überhaupt entwi-
ckelt wurde, um die Einflussmöglichkei-
ten der Politik auch in hochkomplexen
technischen, ökonomischen und ökologi-
schen Sachverhalten zu sichern, können
diese Werte zumindest beruhigen. Die po-
litischen und wirtschaftlichen Entschei-
dungsträger in Staat und Gesellschaft er-
warten nämlich zu rund 66 Prozent, dass
Selbstverpflichtungen dem Bürger nüt-
zen. Den Beweis für die Wirksamkeit von
Selbstverpflichtungen muss man aller-
dings noch deutlicher belegen lernen; 37
Prozent sind hier skeptisch und glauben
nicht unbesehen, dass Selbstverpflichtun-
gen nützlich und wirksam sind. Vielleicht
ist das der Preis, der für die zwischen Po-
litik und Wirtschaft getroffene Vereinba-
rung anfällt; denn Skepsis in Bezug auf die
Wirksamkeit einer Regelung ist wohl zu-
rückzuführen auf den für Selbstverpflich-
tungen typischen Mangel an Transparenz.

Diese Vermutung erhärtet sich in der
Auswertung gewisser Beurteilungsmaß-
stäbe, die den Befragten vorgelegt wur-
den. Dabei erreichen so wichtige Erfolgs-
kriterien wie Kosteneffizienz (acht Pro-
zent), Eigeninitiative des Unternehmens
(acht Prozent), der Einsatz von Sanktions-
mechanismen (neun Prozent), die effek-
tive Erreichbarkeit der Ziele (sechzehn
Prozent) und der Nutzen für die Gesell-
schaft (sechzehn Prozent) zwar beachtli-
che Werte – doch die Transparenz und da-
mit der Nachweis, dass das Ziel der
Selbstverpflichtung erreicht und die
Pflicht erfüllt wurde, ist mit 25 Prozent
der absolute Spitzenwert. Hier decken
sich bei den Befragten nüchterne Erwar-
tung mit reifer demokratischer Kultur.

Klaus Escher
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